
Bundessozialgericht

AE:£.2.BY--QÖE/éä

Verkündet am
230 März 1966

I m N a m e n d e 5 V o l k e s

In dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 23° März 1966

durch

Senatspräsident

Bundesrichter

Bundesrichter

Bundessozialrichter

Bundessozialrichter

für Recht erkannt:

Dr„ w e i ß

— Vorsitzender —‚

Dr° M a i s c h und

S c h i n d l e r ,

Dr„ M a u d e r und.
R e i 5

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom

Q2„ Februar 1963 aufgehoben, soweit die Berufung

des Beklagten als unzulässig verworfen wurde„

Die Sache wird in diesem Umfang zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das Landes-

sozialgericht zurückvwwiesen°
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Q..513 e-9„9__

Der 1960 gestellte Antrag des Klägers auf Witwerrente wurde

durch Bescheid vom 27° Februar 1961 abgelehnt, weil der Kläger
in der Lage gewesen sei, für sich selbst zu sorgen und seine

Ehefrau ihn nicht überwiegend unterhalten habe° Auch der Antrag,

Wituerversorgung im Wege des Härtcausgleichs Zu gewähren, blieb

ohne Erfolg. Das Sozialgericht (SG) verurteilte unter Aufhebung
der ablehnenden Bescheide den Beklagten mit Urteil vom 1. De-

zember 1961, dem Kläger ab 1° Juni 1960 Witwerrente nach 5 #3

des Bundesversorgungsgcsetzes (BVG) zu gewähren"

2DasUrteil des so wurdedemBeklagtennach5 5 Abs. 2 des
Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) zugestellt, Auf dem
Empfangsbekcnntnis, das die 9° Kammer des SG Freiburg Zweig-

stelle Lörrach mit Begleitschreiben dem Landesversorgungsamt

Baden—Württemberg, Rechtsmittclabteilung Freiburg i° Br. ,
'

am 19. Dezember 1961 übersandte, sind die Urteilsausfertigung,

eine Sitzur snicderschrift und drei Hefte Verwaltungsakten

angegeben. Der Beklagte setzte auf dem Empfangsbekenntnis als

Zeitpunkt des Eingangs den 29. Dezember 1961 ein" Der Kläger

und der Beklagte legten gegen das Urteil Berufung ein, der

Beklagte mit einem am 23. Januar 1962 beim Landessozial—
gericht (LSG) eingegangenen Schriftsatz° Das LSG wies durch
Schreiben vom #. Juli 1962 den Beklagten auf die Bedenken

gegen die Zulässigkeit der Berufung hin, weil das am

19" Dezember 1961 abgesandte Urteil nach dem Empfangs—

bekenntnis erst am 29° Dezember 1961 zugegangen sein solle.

Es erhob über den Zeitpunkt der Zustellung Beweis durch Ver—

nehmung der Angestellten Ktx::x;xx des SG Freiburg und Ein—

holung einer dienstlichen Äußerung des Amtmanns Ptx■■, der

_als Urkundsbeamter der 9° Kammer des SG Freiburg tätig gewesen

war° Durch Anfrage beim SG Freiburg wurde festgestellt, daß

der Inhalt der Sendung vom 19. Dezember 1961 (P1ket Nr° 7661)“
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nicht festgehalten wurde° Ferner ergaben die Ermitt—

lungen, daß mit Erlaß des Arbeitsministdrs des Landes

Baden—Württemberg vom 8. Dezember 1961 die Auflösung
mehrerer Rechtsmittelabteilungen des Landesversorgungs—

amts, darunter auch in Freiburg, mit Wirkung vom
51. Dezember 1961 verfügt und dieser Erlaß dem LSG

mit Schreiben vom 1%. Dezember 1961 mit der Bitte
bekanntgegeben werden war, die Sozialgerichte anzu—

weiscn, den mit den Rechtsmittelabteilungcn seither

gehabten Sehriftwechsel ab sofort direkt mit dem

Landesversorgungsamt in Stuttgart zu führen. Diesen

Erlaß hat das LSG mit Schreiben vom 21. De2ember 1961

den Sozialgerichten bekanntgegeben. Mit Verfügung vom

12. Dezember 1961 hatte der Beklagte den in Betracht
kommenden Rechtsmittclabteilungen mitgeteilt, daß die

für die Zentralisierung der Rechtsmittelabteilungen in

die Wege geleitete Aktenübernahme am 18. Dezember 1961.

beginne, und sie angewiesen, die Akten nach Aktenfällen,

bei denen das Landesvcrsorgungsamt tätig werden müsse

und anderen Aktenfällen zu ordnen; aus der Verfügung

ergibt sich weiter, daß die Akten der Rechtsmittel—

abtciiung Freiburg am 21. Dezember 1961 abgeholt werden
sollten und daß die danach eingehenden Schriftsätze

sofort an das Landesversorgungsämt weiterzuleiten seien.

Der Beklagte beantragte mit einem am 16. November 1962

eingegangenen Schriftsatz gegen eine etwaige Versäumung

der Eerufungsfri$t ■iedereinsetzung in den vorigen Stand.

Das lSG verwarf mit Urteil vom 22. Februar 1963 die Beru—
fungen des Klägers und des Beklagten. Es ließ die Revi—

sion zu. Die Zustellung nach @5 Abs. 2 VWZGsei mit
dem Eingang des mit Datum und Unterschrift versehenen

Empfangsbekcnntnisses bei der zustellenden Dienststelle

_2;
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-)}-

'bewirkt, und zwar rückwirkend auf den Zeitpunkt der Über—'

gabe des Sehriftstücks an den Empfänger° Das Empfangsbekcnntnis‘

des Beklagten vom 29. Dezember 1961 sei unrichtig, der Beweis
der Unrichtigkeit zulässig„ Das angefochtene Urteil sei nach

den glaubhaften Angaben des Amtmanns Pache und der Angestellten

Köttcritz zusammen mit anderen Akten am 19° Dezember 1961 mit—

tels Postpaket Nr° 7661 an das Landesversorgungsamt Baden-

Württemberg, Rechtsmittclabtcilung Freiburg, abgesandt und

lt° Bescheinigung des Postamts Freiburg dem Empfänger am
_

20°.Dczember 1961 ausgehändigt werden° Der Einwand des Beklagten,
die Angaben der Angestellten K::131331P810ht0n zum Nachweis

für die Übersendung des Urteils nicht aus, weil das SG keine

schriftlichen Aufzeichnungen über den Inhalt des Pakets habe,

könne die Eekundung der als gewissenhaft bekannten Zeugin nicht

entkréiftcn° Es könne nicht unberücksichtigt bleiben, daß am

19° Dezember 1961 auch die Urteilsausfertigungen an den Kläger

abgesandt und die Unterhaltshilfeakten an das Landratsamt

Säckingen zurückgegeben wurden° Daher sei anzunehmen, daß

sämtliche aus der Ausführungsverfügung vom 18„ Dezember 1961

sich ergebenden Maßnahmen in einem Arbeitsgang am-19. Dezember

1961 erledigt wurden. Die Berufungsfrist sei daher am f. "

20‚ Januar 1962 abgelaufen. Wiedereinsetzung in den vorigen.

Stand könne nicht gewährt werden, weil der Beklagte die '

Antragsfrist von einem Monat nach Wegfall des Hindernisses

(@ 67 Abs° 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) über—

schritten habe° Mit Schreiben vom 4„ Juli 1962 sei er darauf

hingewiesen werden, daß das Urteil am 20° Dezember 1961

zugegangcn sein müsse° Erst mit einem am 16. November 1962

eingegangenen Schriftsatz habe er Wiedereinsetzung beantragto

Der Antrag müsse auch dann erfolglos bleiben, wenn man davon

ausgehe, daß der Beklagte den SachVCrhalt erst zu einem späteren

Zeitpunkt genügend beurteilen konnte° Der Beklagte habe in der

Verfügung vom 12° Dezember 1961 keine besondere Regelung bezüg—

lich der Bearbeitung von Sehriftstüeken, die bis Zur Überführung
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der Akten am 21, Dezember 1961 eingingen, getroffeno Er
‚habe nur angeordnet, daß die nach der Abberufung der Akten

noch eingehenden Sehriftstücke sofort an das Landesver—

sorgungsamt weiterzuleiten seien. Von der Auflösung der

Rechtsmittelabtcilungen hätten die Sozialgerichte erst

nach dem 21, Dezembcr_1961 durch das LSG Kenntnis

erlangt° Der Beklagte hätte eine angemessene Zeit in
Rechnung stellen müssen, bis die Sozialgerichte von der

Auflösung Kenntnis erhielten; er hätte sicherstellen

müssen, daß die bei ihm noch eingehenden Sehriftsätze,

auf Fristsachen überprüft würden» Dabei hätte es genügt,

wenn auf der Fristsache der Tag des Eingangs bei der

Rechtsmittelabtcilung vermerkt wurde und die weitere

Bearbeitung durch die Dienststelle in Stuttgart erfolgt

wäre° Da dies unterblieben sei, könne der Beklagte sich

nicht darauf berufen, daß ihm das Urteil erst am 29. De-

zember 1961 zugegangen sei,

Mit der Revision rügt der Beklagte Verletzung der @@128,

67 SCG und des 5 5 Abs. 2 VWZG„ Die Beweisaufnahme habe
nicht ergeben, daß das am 19° Dezember 1961 aufgegebene

Paket auch die Versorgungsakten des Klägers und die

Urteilsausfertigung enthalten habe° Aufgrund der Bekan—

dung der Angestellten K;3111131 hätte nur festgestellt

werden können, daß die Postsendungen an das Landratsamt

Säckingen, den Kläger und den Eeklagtcn (Rechtsmittel—

abteilung Freiburg) gleich20itig versandfertig gemacht
wurden und daß die Postscndungen in der Regel die Ver—

waltungsakten und Urteile mehrerer Fälle enthielten. Da

feststehe, daß der Inhalt des am 20° Dezember 1961 zuge-

gangenen Pakets im einzelnen nicht festgestellt wurde,

habe das LSG mit seiner Feststellung, die am 20° De-

.zember 1961 zugegangene Sendung habe die Urteilsaus—
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fertigung enthalten, das Recht der freien Beweiswürdigung

überschritten° Bei einer Zustellung nach @ 5 Abs. 2 VWZG

müsse im übrigen für den Zustellungsempfänger erkennbar

sein, daß eine Zustellung nach dieser Vorschrift vorgenommen
werden solle. Das Anschreiben des SG Freiburg vom 19, Dezember

1961, mit dem die Urteilsausfertigung und der Vordruck des

Empfangsbekenntnisses übersandt wurden, lasse entgegen der

Verwaltungsvorschrift Nr. 7 Zu 5 5 VwZG jeden Hinweis dar-

über vermissen, daß es sich um eine zustellungsbedürftige

Übermittlung von Schriftstüoken handele. Eine solche Kenn-
zeichnung sei um so weniger entbchrlich, als für die Bewirkung

der Zustellung die Bereitschaft und der Wille wesentlich seien,

ein bestimmtes Schriftstück als zugestellt entgegenzunehmen.

Bei einem entsprechenden Hinweis wäre wahrscheinlich eine

beschleunigte Weiterleitung an das Landesversorgungsamt in

Stuttgart erfolgt. Die Einlegung der Berufung erst am
,

25, Januar 1962 sei auf dieso fehlerhafte Zustellung zurück—
zuführen. Die Zustellung nach 5 5 Abs. 2 VwZG sei erst dann

bewirkt, wenn der Empfänger von dem Zugang des Schriftstücks

Kenntnis erlange und sich entschlossen habe, die Zustellung

anzunehmen° Nachdem die Funktionen der früheren Recht5mittel—

abteilung Freiburg Mitte Dezember 1961 beendet waren, habe

die nach 5 5 Abs. 2 VWZG für die Kenntnis von dem Eingang

des Urteils und die Bereitschaft, es als zugestellt anzunehmen,

zuständige Amtsstelle nur das LandesVersorgungsamt in Stuttgart

sein können. Da dieser Behörde, wie der Eingangsstempel aus—

weise, die Urteilsausfertigung erst am 29„ Dezember 1961 zur

Kenntnis gelangt sei und sie sich daher erst an diesem Tage

entschließen konnte, die Zustellung anzunehmen, sei der Zeit—

punkt der Zustellung in dem Empfangsbekenntnis zutreffend

angegeben° Das LSG hätte auch die Wiedereinsct2ung in den

.
vorigen Stand nicht verweigern dürfen. Die Berufung sei inner—

halb eines Monats nach Wegfall des Hindernisses am 23, Januar

1962 eingelegt werden; deshalb hätte die Wiedereinsetzung nach
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@67 Abs„ 2 Satz 4 SGG auch ohne Antrag gewährt werden
können° Der Beklagte beantragt, das angefochtene Urteil‘

aufzuheben und die Sache zur sachlichen Entscheidung an

Q
. ')

\.ar LSG Baden—türttembcrg zurück2uverweisen.

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

Die durch Zulassung statthafte Revision des Beklagten

ist form- und fristgerecht eingelegt und begründet

werden (5% 162 Abs„ 1 Nr„ 1, 164, 166 SGG); sie ist

Q.daher zulässig° ie ist auch sachlich begründet-

Das LSG hat die am 23„ Januar 1962 eingegangene Berufung
des Beklagten als unzulässig verworfen, weil das Urteil

des SC dem Beklagten nach 5 5 Abs„ 2 VWZG am 20. Dezember
1961 zugestellt werden sei° Es hat als erwiesen angesehen,

daß die Paketscndung des SG Freiburg am 190 Dezember 1961

an die Reehtsmittelabteilung des Beklagten in Freiburg

abgesandt und am 20„ Dezember 1961 dem Empfänger aus-
gehändigt wurde und diese Sendung die Ausfertigung des

zuzustellenden Urteils enthalten habe,-Die Berufungs—

frist sei daher nicht gewahrt° Das von der Dienststelle

des Eeklagten in Stuttgart mit dem Datum v0m 29„ Dezember

1961 versehene Empfangsbckenntnis sei unriehtig, der Nach—
weis der U richtigkeit zulässig° Diese Ausführungen, mit

denen das LSG die Unzulässigkeit der Berufung begründet

hat, sind nicht frei von Rechtsirrtum. Durch sie ist S 5

Abs„ 2 VWZG verletzt°

% 5 Abs° 2 VwZG läßt die Zustellung an Behörden und die
dort bezeichneten Personen in der Form zu, daß das zu—

zustellende Sehriftstück auch auf andere Weise als durch

die nach 5 5 Abs„ 1 VWZG vorgeschriebene Aushändigung an

den Empfänger übermittelt wird° Als Nachweis der Zustellung

genügt das mit Datum und Unterschrift versehene Empfang»—
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bekenntnis, das an die Behörde zurückzusenden ist° Diese Vor—

schrift setzt in die Personen und Stellen, an die die Zu-
stellung nach @ 5 Abs. 2 VwZG erfolgen kann, ein besonderes

Vertrauen (Peters/Sautter/Wolff, Komm. zur SGb., }, Aufl„,

Anm‚ zu 5 5 sze bei 5 63 sec s° 186/63), daß das Empfangs—
bekenntnis ordnungsgemäß und mit richtigen Angaben vollzogen

wird (vgl° auch BAG AP Nr, 1 Zu 5 212 a Zivilprozeßordnung
—ZPO- ). Von diesen Zustcllungsvoraussetzungen und dieser

Eigenart des @5 Abs, 2 VWZG ist bei der Prüfung der Frage
auszugehen, welcher Zeitpunkt in das Empfangsbekenntnis cih-

zusetzcn ist. Die Fassung dieser Vorschrift ist in enger\

Anlehnung an 5 198 ZPO gewählt, der die Zustellung von Anwalt

zu Anwalt regelt° Hier wie dort hat das Vertrauen, das be-

stimmten Ste len und einem abgegrenzten Kreis von Personen

entgegengebraeht wird, zu einer besonderen Zustellungsart
_

geführt, die nach 5 212 a ZPO in bestimmten Fällen auch bei ;
der Amtszustellung zulässig ist; Darum ist auch bei der An—

wendung des 5 5 Abs‚ 2 VWZGvon den Auslegungsgrundsätzen

auszugehen, die Rechtsprechung und Lehre zu den @@198, 212 a
ZPO entwickelt haben, soweit nicht den Vorschriften des VwZG

etwas anderes zu entnehmen ist, Hiernaeh erfordert auch die

Zustellung nach 5 5 Abs° 2 VwZG, daß der Adressat von dem

Zugang des zuzustellenden Schriftstüeks Kenntnis erlangt und

aufgrund dieser Kenntnisnahme den Willen bekundet, die Zu—
.

stellung entgegenzunehmcn (RG 8, 333; 109, 343, 34A; 159, 84).

Dabei ist die Kenntnisnahme von dem Inhalt des Schriftstücks

nicht erforderlich; die Kenntnis von dem Zugang muß sich aber

auf eine bestimmte eingehende Urkunde beziehen (RG 159, 84;

BGH 14, 345; Rosenberg, Lehrb„ d. Zivilprozcßrechts, 8„ Aufl„‚
%71 11 1 a ;, Baumbach/Lauterbach, ZPO, 26„ Aufi„ @198
Anm„ 1 B). Die Zustellung ist somit nur zulässig mit dem

Willen des Adressaten, nicht ohne seinen Willen wie bei

der Ersatzzustellung (@ 11 VwZG) oder gegen seinen Willen
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wie im Falle von 5 186 ZPO oder 5 13 VWZG (vgl RG 98,
24}; 109, BH}; Rosenberg aaO 5 71 II 1 a>S. 329) Darum

bedeutet der Eingang der Sendung bei dem Adressaten noch

keine Zustellung (vgl. RG 109, 343); erst mit dessen
erkennbarem Entschluß, des Schriftstück zu behalten, ist

zugestellt (Baumbach/Lauterbach aaO @198 Anm° 1 B) Die
NÖ lichkeit der Kenntnisnahme genügt nicht° Deshalb ist

als Tag der Zustellung der Tag anzugeben, an dem der

Adressat von dem Zugang des Sehriftstücks Kenntnis er—
_larg t und sich ent schließt, die anzunehmen

(RG 156, 387; 159, 8%)° Das Empfangsbckenntnis liefert,

sofern der nach @118 Abs‚ 1 sec 1‚v„m„ @#18 Abs° 2 zpo
zulässige Gegcnbcreis nichts anderes ergibt, vollen Beweis

für die Richtigkeit des Datums (ESG in SozR Nr, 29 zu @ 103
ECC)° Bei unrichtigcm Datum gilt das als richtig erwiesene

(zen LM @198 ZPONr. 3, Baumbach/Lauterbach aaO @198 ZPO
An„„ 2 B; Stcin/Jonas/Schönkc, Komm. zur ZPO, 18° Aufl„,

. 5.198 II 5)° Die Gültigkeit des Zustellungsaktes wird von

der unricht igcn Beurkundung nicht berührt (RG 51,16M;

Stein/Jene s/S ehönl<e aaO, 5198 II 5 mit weiteren Nach—

weisen in Note 22 b und 26).

Nach diesen Grundsätzen hätte das LSG nicht zu dem

Ergebnis kommen dürfen, daß die Urteilsaus i‘ertigung dem

Beklagten am 200 Dezember 1961 zugestellt wurde, weil das

Paket, das die Ausfertigung enthalten habe, der Rechts—

mittelab eil.ung des Beklagten in Freiburg am 20. Dezember
1961 ausgehänd1gt werden war, Der Zeitpunkt des Zugchens

der Postsendung und der für die Zustellung maßgeblichen

'K3nntnisnnhme durch den zur Ausstellung des Empfangs—

bekenntnisscs Befugtcn Bediensteten mögen im allgemeinen

nahe beieinander liegen, fallen aber nicht zusammen° Dar—

über hinaus durfte das ISC dem Eingang der Postsendung

bei der Recht smitt elabt eilung des Beklagten in Freiburg
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aber auch deshalb keine entscheidende
Bedeutung beilegen,

weil diese Dienststelle gemäß Erlaß des Arbeitsminkters des

Landes Baden—Württemberg vom 8„_Dezember 1961 zwar erst mit

Wirkung zum 310 Dezember 1961 aufgelöst wurde, dieser Erlaß

dem LSG aber bereits mit Schreiben vom 1ü„ Dezember 1961 mit
der Bitte bekanntgegeben werden war, die Sozialgerichte anzu—
weisen, den mit den Rechtsmittelabteilungen seither gehabten

Schriftueehsel ab sofort mit dem Landesversorgungsamt in Stutt-

gart zu führen° Daraus ergab sich im Interesse einer reibungs-
'loscn Abwicklung der Freiburger Dienststelle - die Akten dieser

Dienststelle sollten bereits am 210 Dezember 1961 nach Stuttgart

gescha■t werden —‚ daß für die Bearbeitung der Streitfälle in

Zukunft nur noch die Dienststelle in Stuttgart zuständig sein

sollte° Außerdem war in der Verfügung v0m 120 Dezember 1961

bestimmt, daß die nach der Abberufung der Akten noch ein—

gehenden Schriftsätze wie auch sonstige Post sofort an das

Landesvcrsorgungsamt weiterzuleiten seiena Der Beklagte hatte

damit ausreichend Zu erkennen gegeben, daß die Rechtsmittel»=

abteilung in Freiburg ab sofort auch nicht mehr bereit sein

würde; die Zustellung von Urteilen entgegenzunehmen und zu

beurkundenu Die dienstliche Äußerung des Vorsitzenden der

2„ Kammer des SG Freiburg ergibt zwar, daß die Rechtsmittel—

abteilung des Beklagten in Freiburg bis vor Weihnachten 1961

noch Empfangsbekenntnisse ausgestellt hat° Das ändert aber '

nichts daran‚ daß ein solches Empfangsbekenntnis dieser Dienst-

stelle hier nicht vorliegt und es deshalb nach der in dem

Schreiben des Beklagten enthaltenen allgemeinen Richtlinie
nur auf das von der Dienststelle in Stuttgart ausgesüallte

Empfangsbckenntnis ankommen kann° Unerheblich ist, daß das

SG Freiburg von dem Schreiben des Beklagten vom 1M„ Dezember

1961 erst Kenntnis erlangt hat, nachdem die Urteilsausfertigung

an den Beklagten abgesandt worden war„ Daraus können für den

Beklagten nachteilige Folgerungen schon deswegen nicht gezogen

werden, weil sich aus 5 5 Abs° 2 VWZG keine prozeßrechtliche
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Verpflichtung zur Annahme von Urkunden zur ZUstellung

herleiten läßt; dies ist für S 198 ZPO allgemein aner—

kannt (vglo ECM30, 305; Eaumbaeh/Lauterbaeh aaO @198

Anm° 1 B; Stein/Jonas/Schönkc aaO @ 198 II 3; Peters/

Sautter/Holff aaO Anmo zu 5 5 VWZGbei 5 63 SGG So 186/64)°

Bei dieser Rechtslage kann dahingestellt bleiben, ob das

LSG die Grenzen des freien Eeweiswürdigungsreehts mit

seiner Feststellung überschritten hat, daß die hier in

Betracht kommende Urteilsausfertigung in dem am 190 De—

zember 1961 abgesandten Paket enthalten war, obgleich

der Inhalt dieses Pakets im einzelnen nicht aufgezeichnet

wurde und die Ausführungen des LSG auch nicht zweifels—

frei erkennen lassen‚ ob am 190 Dezember 1961 nur ging
Paketsendung aufgegeben wurdqo Denn auf die Feststellung,

wann das Paket in Freiburg dem Empfänger ausgehändigt

wurde, kommt es nicht an° Nicht begründet ist die weitere

Rüge des Beklagten, daß die Zustellung des Urteils des—

wegen an einem wesentlichen Mangel leide‚ weil das Be—

gleitschreiben, das der Urteilsausfertigung und dem

Formular des Empfangsbekenntnisses beilag, den Willen

zur Zustellung nur unzureichend zum Ausdruck bringe„

Das Eegleitsehreiben verweist mit der Bitte, "das

beigefügte Empfangsbekenntnis ooc zu unterschreiben

und alsbald zurückzusenden", auf die angeschlossene
Urteilsausfertigung° Damit war die zum Zwecke der

Zustellung bewirkte Übermittlung der Ausfertigung
hinreichend zum Ausdruck gekommeno

Da die Feststellungen des LSGdie Entscheidung über
die Veruerfung der Berufung nicht tragen, war das

angefochtene Urteil aufzuhebeno Die Sache war nach‘

5 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°
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Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließenden

Entscheidung vorbehaltcno
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